
mwe.com

DIE ROLLE VON MVZ IN DER AMBULANTEN 
MEDIZINISCHEN VERSORGUNG – BESTEHT 
REGULATORISCHER HANDLUNGSBEDARF?
KERNTHESEN AUS JURISTISCHER PERSPEKTIVE

Dr. Stephan Rau 

Berlin, 15. Februar 2023



• Gezielter Ausschluss nicht-ärztlicher Kapitalgeber
Aus der politischen Debatte und den Äußerungen des Gesundheitsministers wird deutlich, dass eine Änderung von § 95 SGB V voraussichtlich das Ziel hätte, 
nicht-ärztliche Kapitalgeber aus der ambulanten Versorgung auszuschließen.

• Mögliche Gesetzesänderungen im Widerspruch zum Grundcharakter des MVZ
Die Forderung Karl Lauterbachs, dass die Praxen denen gehören müssten, die in diesen arbeiten, widerspricht dem Grundcharakter des MVZ, bei dem die 
Inhaberschaft ganz bewusst und mit positiver Wirkung für Ärzte und Patienten von der ärztlichen Behandlungstätigkeit getrennt ist.

• Verfassungsrechtliche Beurteilung – Verletzung der Berufsfreiheit gemäß Art. 12 GG
• Bei Einschränkung des MVZ-Gründerkreises oder Beschränkung der Möglichkeiten, MVZ zu gründen, kommt eine Verletzung der gemäß Art. 12 GG

geschützten Berufsfreiheit in Betracht.
• Eine Verletzung ist nur dann gerechtfertigt, wenn sie wichtigen Gemeinschaftsgütern (z.B. dem Gesundheitsschutz der Bevölkerung) dient,

zweckmäßig und in einer Gesamtabwägung verhältnismäßig ist. Reine Gefährdungspotenziale sind grundsätzlich nicht ausreichend.
• Ein Zusammenhang zwischen dem Gründer eines MVZ bzw. den dahinterstehenden Akteuren und dem Schutz der gesundheitlichen Versorgung der

Bevölkerung ist gerade nicht zu erkennen.
• Sofern Ziel die Stärkung der Unabhängigkeit der ärztlichen Entscheidungen der in einem MVZ tätigen Ärzte ist, kann dies auch durch weniger

einschneidende Maßnahmen wie die Stärkung der Position des ärztlichen Leiters erreicht werden.
• Das Verfolgen von Kapitalinteressen ist kein taugliches Argument zur Rechtfertigung. Kapitalinteressen werden nicht nur von nicht-ärztlichen

Kapitalgebern, sondern auch von Krankenhäusern und Vertragsärzten verfolgt.

• Europarechtliche Beurteilung – Verletzung der Niederlassungsfreiheit gemäß Art. 49, 54 AEUV
• Mit Blick auf in Deutschland ansässige Akteure aus anderen europäischen Ländern, die dort auch ambulante ärztliche Leistungen erbringen, kommt

bei Einschränkung des MVZ-Gründerkreises oder Beschränkung der Möglichkeiten, MVZ zu gründen, eine Verletzung der Niederlassungsfreiheit
gemäß Art. 49, 54 AEUV in Betracht.

• Entsprechende gesetzliche Beschränkungen sind geeignet, die Niederlassung in Deutschland zu erschweren oder unmöglich zu machen.
• Zwingende und verhältnismäßige Gründe des Allgemeininteresses, die eine solche Beschränkung rechtfertigen, sind nicht ersichtlich.
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